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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-Rom, Stand Juli 2010, ist ab Anfang August erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: https://recht.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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Unfallverhütungsvorschrift
„Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit“

(DGUV Vorschrift 2)
Vom 24. November 2010

Die Vertreterversammlung der Unfallkasse NRW hat in 
ihrer Sitzung am 24. November 2010 folgende Unfallver-
hütungsvorschrift beschlossen:

Unfallverhütungsvorschrift
„Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit“

(DGUV Vorschrift 2)
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1   Die Anhänge 1 bis 4 enthalten keine rechtsverbindliche Regelungen. 
Von einem Abruck der Anhänge 1 bis 4 sowie des Anhanges 5 im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen (GV. 
NRW. ) wurde abgesehen; diese Anhänge sind nur in der elektroni-
schen Version des entsprechenden Gesetz- und Verordnungsblattes 
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Erstes Kapitel
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Geltungsbereich

Diese Unfallverhütungsvorschrift bestimmt näher die 
Maßnahmen, die der Unternehmer zur Erfüllung der sich 
aus dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingeni-
eure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit 

(Arbeitssicherheitsgesetz) ergebenden Pfl ichten zu tref-
fen hat.

§ 2
Bestellung

(1) Der Unternehmer hat Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit zur Wahrnehmung der in den §§ 3 
und 6 des Arbeitssicherheitsgesetzes bezeichneten Auf-
gaben schriftlich nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen zu bestellen. Der Unternehmer hat dem 
Unfallversicherungsträger auf Verlangen nachzuweisen, 
wie er die Verpfl ichtung nach Satz 1 erfüllt hat.

(2) Bei Betrieben mit bis zu 10 Beschäftigten richtet sich 
der Umfang der betriebsärztlichen und sicherheitstech-
nischen Betreuung nach Anlage 1.

(3) Bei Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten gelten 
die Bestimmungen nach Anlage 2.

(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 kann der 
Unternehmer nach Maßgabe von Anlage 3 ein alternati-
ves Betreuungsmodell wählen, wenn er aktiv in das 
Betriebsgeschehen eingebunden ist und die Zahl der 
Beschäftigten bis zu 50 beträgt.

(5) Bei der Berechnung der Zahl der Beschäftigten sind 
jährliche Durchschnittszahlen zugrunde zu legen; bei der 
Berechnung des Schwellenwertes in den Absätzen 2, 3 
und 4 fi ndet die Regelung des § 6 Absatz 1 Satz 4 des 
Arbeitsschutzgesetzes entsprechende Anwendung.

(6) Der Unfallversicherungsträger kann im Einzelfall im 
Einvernehmen mit der nach § 12 Arbeitssicherheitsgesetz 
zuständigen Behörde Abweichungen von den Absätzen 2, 
3 und 4 zulassen, soweit im Betrieb die Unfall- und 
Gesundheitsgefahren vom Durchschnitt abweichen und 
die abweichende Festsetzung mit dem Schutz der 
Beschäftigten vereinbar ist. Als Vergleichsmaßstab die-
nen Betriebe der gleichen Art.

§ 3
Arbeitsmedizinische Fachkunde

Der Unternehmer kann die erforderliche arbeitsmedizi-
nische Fachkunde als gegeben ansehen bei Ärzten, die 
nachweisen, dass sie berechtigt sind,

1. die Gebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“ oder

2. die Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“

zu führen.

§ 4
Sicherheitstechnische Fachkunde

(1) Der Unternehmer kann die erforderliche sicherheits-
technische Fachkunde von Fachkräften für Arbeitssicher-
heit als nachgewiesen ansehen, wenn diese den in den 
Absätzen 2 bis 5 festgelegten Anforderungen genügen.

(2) Sicherheitsingenieure erfüllen die Anforderungen, 
wenn sie

1.   berechtigt sind, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu 
führen oder einen Bachelor oder Masterabschluss der 
Studienrichtung Ingenieurwissenschaften erworben 
haben,

2.   danach eine praktische Tätigkeit in diesem Beruf 
mindestens zwei Jahre lang ausgeübt und

3.   einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträ-
gern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder einen 
staatlich oder von Unfallversicherungsträgern aner-
kannten Ausbildungslehrgang eines anderen Ausbil-
dungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

Sicherheitsingenieure, die auf Grund ihrer Hochschul-/
Fachhochschulausbildung berechtigt sind, die Berufsbe-
zeichnung „Sicherheitsingenieur“ zu führen und eine 
einjährige praktische Tätigkeit als Ingenieur ausgeübt 
haben, erfüllen ebenfalls die Anforderungen.

(3) In der Funktion als Sicherheitsingenieur können 
auch Personen tätig werden, die über gleichwertige Qua-
lifi kationen verfügen.

(4) Sicherheitstechniker erfüllen die Anforderungen, 
wenn sie
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1.  eine Prüfung als staatlich anerkannter Techniker 
erfolgreich abgelegt haben,

Allgemeine Vorschriften

2.   danach eine praktische Tätigkeit als Techniker min-
destens zwei Jahre lang ausgeübt haben und

3.   einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträ-
gern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder einen 
staatlich oder von Unfallversicherungsträgern aner-
kannten Ausbildungslehrgang eines anderen Veran-
staltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

  Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Prüfung als 
staatlich anerkannter Techniker mindestens vier 
Jahre lang als Techniker tätig war und einen staatli-
chen oder von Unfallversicherungsträgern veranstal-
teten Ausbildungslehrgang oder einen staatlich oder 
von Unfallversicherungsträgern anerkannten Ausbil-
dungslehrgang eines anderen Veranstaltungsträgers 
mit Erfolg abgeschlossen hat.

(5) Sicherheitsmeister erfüllen die Anforderungen, wenn 
sie

1. die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt haben,

2.  danach eine praktische Tätigkeit als Meister mindes-
tens zwei Jahre lang ausgeübt haben und

3.  einen staatlichen oder von Unfallversicherungsträ-
gern veranstalteten Ausbildungslehrgang oder einen 
staatlich oder von Unfallversicherungsträgern aner-
kannten Ausbildungslehrgang eines anderen Veran-
staltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

  Die Anforderungen erfüllt auch, wer ohne Meister-
prüfung mindestens vier Jahre lang als Meister oder 
in gleichwertiger Funktion tätig war und einen staat-
lichen oder von Unfallversicherungsträgern veran-
stalteten Ausbildungslehrgang oder einen staatlich 
oder von Unfallversicherungsträgern anerkannten 
Ausbildungslehrgang eines anderen Veranstaltungs-
trägers mit Erfolg abgeschlossen hat.

(6) Der Ausbildungslehrgang nach den Absätzen 2, 4 und 
5 umfasst die Ausbildungsstufe I (Grundausbildung), 
Ausbildungsstufe II (Vertiefende Ausbildung), Ausbil-
dungsstufe III (Bereichsbezogene Ausbildung) und das 
begleitende Praktikum. Bestandteile der Ausbildungs-
stufe III sind die nachfolgenden Rahmenthemen:

Betriebsartenspezifi sche Aufgaben/Tätigkeiten im öffent-
lichen Dienst unter Berücksichtigung der typischen 
Organisationsstrukturen.

(7) Bei einem Wechsel einer Fachkraft für Arbeitssicher-
heit, die die Ausbildungsstufe III (Bereichsbezogene Aus-
bildung) entsprechend den Festlegungen eines anderen 
Unfallversicherungsträgers absolviert hat, in eine andere 
Branche, hat der Unternehmer dafür zu sorgen, dass die 
Fachkraft für Arbeitssicherheit die erforderlichen 
bereichsbezogenen Kenntnisse durch Fortbildung 
erwirbt. Der Unfallversicherungsträger entscheidet über 
den erforderlichen Umfang an Fortbildung unter Berück-
sichtigung der Inhalte seiner Ausbildungsstufe III.

§ 5
Bericht

Der Unternehmer hat die gemäß § 2 dieser Unfallverhü-
tungsvorschrift bestellten Betriebsärzte und Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit zu verpfl ichten, über die Erfüllung 
der übertragenen Aufgaben regelmäßig schriftlich zu 
berichten. Die Berichte sollen auch über die Zusammen-
arbeit der Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssi-
cherheit Auskunft geben.

Zweites Kapitel
Übergangsbestimmungen

§ 6
Übergangsbestimmungen

(1) Der Unternehmer kann abweichend von § 3 davon 
ausgehen, dass Ärzte über die erforderliche Fachkunde 
verfügen, wenn sie

1.  eine Bescheinigung der zuständigen Ärztekammer 
darüber besitzen, dass sie vor dem 1. Januar 1985 ein 
Jahr klinisch oder poliklinisch tätig gewesen sind und 

an einem arbeitsmedizinischen Einführungslehrgang 
teilgenommen haben und

2. a)  bis zum 31. Dezember 1985 mindestens 500 Stun-
den innerhalb eines Jahres betriebsärztlich tätig 
waren oder

 b)  bis zum 31. Dezember 1987 einen dreimonatigen 
Kurs über Arbeitsmedizin absolviert haben und 
über die Voraussetzungen nach Nummer 2 Buch-
stabe a oder b eine von der zuständigen Ärztekam-
mer erteilte Bescheinigung beibringen.

  Die Bescheinigung der zuständigen Ärztekammer 
muss vor dem 31. Dezember 1996 ausgestellt worden 
sein.

(2) Der Nachweis der Fachkunde nach § 4 Absatz 2 bis 5 
gilt als erbracht, wenn eine Fachkraft für Arbeitssicher-
heit im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Unfallverhü-
tungsvorschrift als solche tätig ist und die Fachkundevo-
raussetzungen der Unfallverhütungsvorschrift 
„Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit (GUV-V A6/7) vom März 
1975, in der Fassung vom Juni 2003, gültig ab 1. April 
2009 vorliegen.

(3) entfällt

(4) Abweichend von den Bestimmungen nach § 7 tritt 
Anlage 3 dieser Unfallverhütungsvorschrift am 1. Januar 
2013 in Kraft.

Drittes Kapitel
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

§ 7
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Unfallverhütungsvorschrift tritt am 1. Januar 2011 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Unfallverhütungsvorschrift 
„Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach-
kräfte für Arbeitssicherheit (GUV-V A6/7) vom März 
1975, in der Fassung vom Juni 2003, gültig ab 1. April 
2009 außer Kraft.

Anlage 1
(zu § 2 Abs. 2)

Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Regelbetreu-
ung in Betrieben mit bis zu 10 Beschäftigten

Wesentliche Grundlage von Art und Umfang der 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung 
sind die im Betrieb vorliegenden Gefährdungen für 
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten sowie die 
Aufgaben gemäß den §§ 3 bzw. 6 Arbeitssicherheitsge-
setz.

Der Umfang der zu erbringenden betriebsärztlichen und 
sicherheitstechnischen Betreuung besteht in der Durch-
führung von Grundbetreuungen und anlassbezogenen 
Betreuungen. Sie können kombiniert werden.

Grundbetreuungen beinhalten die Unterstützung bei

– der Erstellung bzw.

– der Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung.

Bei der Grundbetreuung muss der Sachverstand von 
Betriebsärzten und Fachkräften für Arbeitssicherheit 
einbezogen werden. Dies kann dadurch geschehen, dass 
der Erstberatende den Sachverstand des jeweils anderen 
Sachgebietes hinzuzieht.

Die Grundbetreuung wird bei maßgeblicher Änderung 
der Arbeitsverhältnisse, spätestens aber nach 3 Jahren 
wiederholt:

Fristen für arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen 
bleiben unberührt.

Die Gefährdungsbeurteilung besteht aus einer systema-
tischen Feststellung und Bewertung von relevanten 
Gefährdungen der Beschäftigten. Aus der Gefährdungs-
beurteilung sind entsprechende Arbeitsschutzmaßnah-
men abzuleiten. Die Gefährdungsbeurteilung und die 
Maßnahmen sind auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen 
und erforderlichenfalls an sich ändernde Gegebenheiten 
anzupassen.

Anlassbezogene Betreuungen:
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Der Unternehmer ist verpfl ichtet, sich bei besonderen 
Anlässen durch einen Betriebsarzt oder eine Fachkraft 
für Arbeitssicherheit mit branchenbezogener Fachkunde 
in Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
betreuen zu lassen.

Besondere Anlässe für eine Betreuung durch den 
Betriebsarzt und die Fachkraft für Arbeitssicherheit 
können unter anderem sein die

–  Planung, Errichtung und Änderung von Betriebsanla-
gen,

–  Einführung neuer Arbeitsmittel, die ein erhöhtes 
Gefährdungspotenzial zur Folge haben,

–  grundlegende Änderung von Arbeitsverfahren,

–  Einführung neuer Arbeitsverfahren,

–  Gestaltung neuer Arbeitsplätze und -abläufe,

–  Einführung neuer Arbeitsstoffe bzw. Gefahrstoffe, die 
ein erhöhtes Gefährdungspotenzial zur Folge haben,

–  Beratung der Beschäftigten über besondere Unfall- 
und Gesundheitsgefahren bei der Arbeit,

–  Untersuchung von Unfällen und Berufskrankheiten,

–  Erstellung von Notfall- und Alarmplänen.

Ein weiterer Anlass für das Tätigwerden einer Fachkraft 
für Arbeitssicherheit kann unter anderem die

–  Durchführung sicherheitstechnischer Überprüfungen 
und Beurteilungen von Anlagen, Arbeitssystemen und 
Arbeitsverfahren sein.

Weitere Anlässe für das Tätigwerden eines Betriebsarztes 
können unter anderem sein

–  eine grundlegende Umgestaltung von Arbeitszeit-, 
Pausen- und Schichtsystemen,

–  die Erforderlichkeit der Durchführung arbeitsmedizi-
nischer Vorsorgeuntersuchungen, Beurteilungen und 
Beratungen,

–  Suchterkrankungen, die ein gefährdungsfreies Arbei-
ten beeinträchtigen,

–  Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliede-
rung und Wiedereingliederung behinderter Menschen 
und der (Wieder-) Eingliederung von Rehabilitanden,

–  die Häufung gesundheitlicher Probleme,

–  das Auftreten posttraumatischer Belastungszustände.

Der Betrieb muss über angemessene und aktuelle Unter-
lagen verfügen, aus denen das Ergebnis der Gefähr-
dungsbeurteilung, die abgeleiteten Maßnahmen und das 
Ergebnis der Überprüfung ersichtlich sind. Solche 
Unterlagen können auch Berichte nach § 5 dieser Unfall-
verhütungsvorschrift sein.

Ergänzend zur Grundbetreuung können anlassbezogene 
Beratungen zu spezifi schen Fachthemen im Einzelfall 
auch durch Personen mit spezieller anlassbezogener 
Fachkunde erbracht werden, die nicht über eine Qualifi -
kation als Betriebsarzt bzw. Fachkraft für Arbeitssicher-
heit verfügen. Dies kann beispielsweise für Beratungen 
im Zusammenhang mit Lärmminderungs-, Brandschutz- 
und Lüftungsmaßnahmen zutreffen. Eine Kombination 
mit der Grundbetreuung ist in diesen Fällen nicht zuläs-
sig.

Unternehmer können sich zur gemeinsamen Nutzung 
betriebsärztlicher und sicherheitstechnischer Regelbe-
treuung zusammenschließen, soweit die Möglichkeiten 
zur Organisation im Betrieb nicht ausreichen.

Die Beschäftigten sind über die Art der praktizierten 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung 
zu informieren und darüber in Kenntnis zu setzen, wel-
cher Betriebsarzt und welche Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit anzusprechen ist.

Anlage 2
(zu § 2 Abs. 3)

Betriebsärztliche und sicherheitstechnische Regelbetreu-
ung in Betrieben mit mehr als 10 Beschäftigten

1. Allgemeines

Grundlagen von Art und Umfang der betriebsärztlichen 
und sicherheitstechnischen Betreuung sind die im 
Betrieb vorliegenden Gefährdungen für Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten sowie die Aufgaben gemäß 
den §§ 3 bzw. 6 Arbeitssicherheitsgesetz.

Die betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreu-
ung besteht aus der Grundbetreuung und dem betriebs-
spezifischen Teil der Betreuung. Grundbetreuung und 
betriebsspezifi sche Betreuung bilden zusammen die 
Gesamtbetreuung.

Der Unternehmer hat die Aufgaben der Betriebsärzte 
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit entsprechend den 
betrieblichen Erfordernissen unter Mitwirkung der 
betrieblichen Interessenvertretung (z. B. entsprechend 
Betriebsverfassungsgesetz) sowie unter Verweis auf § 9 
Abs. 3 Arbeitssicherheitsgesetz zu ermitteln, aufzuteilen 
und mit ihnen schriftlich zu vereinbaren.

Die Aufgaben der in allen Betrieben anfallenden Grund-
betreuung nach Abschnitt 2 werden in Anhang 3 näher 
erläutert. Maßgeblich für die Bemessung des Betreuungs-
umfangs der Grundbetreuung sind die für alle Betriebe 
geltenden Einsatzzeiten gemäß Abschnitt 2.

Zweiter Bestandteil der Gesamtbetreuung ist der 
betriebsspezifische Teil, dessen Aufgaben nach Abschnitt 
3 in Anhang 4 näher erläutert werden. Relevanz und 
Umfang des betriebsspezifi schen Teils der Betreuung 
werden durch den Unternehmer gemäß Abschnitt 3 
ermittelt und regelmäßig überprüft.

Der Unternehmer hat sich durch Betriebsarzt und Fach-
kraft für Arbeitssicherheit bei der Festlegung der Grund-
betreuung und des betriebsspezifi schen Teils der Betreu-
ung beraten zu lassen.

Die Beschäftigten sind über die Art der praktizierten 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung 
zu informieren und darüber in Kenntnis zu setzen, wel-
cher Betriebsarzt und welche Fachkraft für Arbeitssi-
cherheit anzusprechen ist.

Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen sind nicht 
auf die Einsatzzeiten der Grundbetreuung anzurechnen, 
sondern Bestandteil des betriebsspezifi schen Teils der 
Betreuung.

Wegezeiten können nicht als Einsatzzeiten angerechnet 
werden.

Maßnahmen und Ergebnisse der Leistungserbringung 
sind im Rahmen der regelmäßigen Berichte von Betriebs-
arzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit nach § 5 zu 
dokumentieren.

2. Grundbetreuung

Die Grundbetreuung weist drei Betreuungsgruppen auf, 
für die jeweils feste Einsatzzeiten als Summenwerte für 
Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit gelten. 
Die Betriebe sind über ihre jeweilige Betriebsart den 
Betreuungsgruppen gemäß Abschnitt 4 zugeordnet. Für 
die Grundbetreuung ist je nach Zuordnung in eine der 
drei Gruppen folgende Einsatzzeit in Stunden pro 
Beschäftigtem/r und Jahr erforderlich:

Gruppe I Gruppe II Gruppe III

Einsatzzeit (Std./Jahr pro 
Beschäftigtem/r)

2,5 1,5 0,5

Bei der Aufteilung der Zeiten auf Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit ist ein Mindestanteil 
von 20% der Grundbetreuung, jedoch nicht weniger als 
0,2 Std./Jahr pro Beschäftigtem/r, für jeden Leistungser-
bringer anzusetzen.

Die Grundbetreuung umfasst folgende Aufgabenfelder:

1  Unterstützung bei der Gefährdungsbeurteilung (Beur-
teilung der Arbeitsbedingungen)

 1.1  Unterstützung bei der Implementierung eines 
Gesamtkonzeptes zur Gefährdungsbeurteilung

 1.2  Unterstützung bei der Durchführung der Gefähr-
dungsbeurteilung

 1.3  Beobachtung der gelebten Praxis und Auswer-
tung der Gefährdungsbeurteilung
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2  Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der 
Arbeitsgestaltung – Verhältnisprävention

 2.1  Eigeninitiatives Handeln zur Verhältnispräven-
tion an bestehenden Arbeitssystemen

 2.2  Eigeninitiatives Handeln zur Verhältnispräven-
tion bei Veränderung der Arbeitsbedingungen

3  Unterstützung bei grundlegenden Maßnahmen der 
Arbeitsgestaltung – Verhaltensprävention

 3.1  Unterstützung bei Unterweisungen, Betriebsan-
weisungen, Qualifi zierungsmaßnahmen

 3.2  Motivieren zum sicherheits- und gesundheitsge-
rechten Verhalten

 3.3  Information und Aufklärung

 3.4  Kollektive arbeitsmedizinische Beratung der 
Beschäftigten

4  Unterstützung bei der Schaffung einer geeigneten 
Organisation und Integration in die Führungstätigkeit

 4.1  Integration des Arbeitsschutzes in die Aufbauor-
ganisation

 4.2   Integration des Arbeitsschutzes in die Unterneh-
mensführung

 4.3  Beratung zu erforderlichen Ressourcen zur 
Umsetzung der Arbeitsschutzmaßnahmen

 4.4  Kommunikation und Information sichern

 4.5  Berücksichtung der Arbeitsschutzbelange in 
betrieblichen Prozessen

 4.6  Betriebliche arbeitsschutzspezifi sche Prozesse 
organisieren

 4.7  Ständige Verbesserung sicherstellen

5  Untersuchung nach Ereignissen

 5.1  Untersuchungen von Ereignissen, Ursachenana-
lysen und deren Auswertungen

 5.2  Ermitteln von Unfallschwerpunkten sowie 
Schwerpunkten arbeitsbedingter Erkrankungen

 5.3  Verbesserungsvorschläge

6  Allgemeine Beratung von Arbeitgebern und Füh-
rungskräften, betrieblichen Interessenvertretungen, 
Beschäftigten

 6.1  Beratung zu Rechtsgrundlagen, Stand der Tech-
nik und Arbeitsmedizin, wissenschaftlichen 
Erkenntnissen

 6.2  Beantwortung von Anfragen

 6.3  Verbreitung der Information im Unternehmen, 
einschließlich Teambesprechungen

 6.4  Externe Beratung zu speziellen Problemen des 
Arbeitsschutzes organisieren

7  Erstellung von Dokumentationen, Erfüllung von Mel-
depfl ichten

 7.1  Unterstützung bei der Erstellung von Dokumen-
tationen

 7.2  Unterstützung bei der Erfüllung von Meldepfl ich-
ten gegenüber den zuständigen Behörden und 
Unfallversicherungsträgern

 7.3  Dokumentation von Vorschlägen an den Arbeitge-
ber einschließlich Angabe des jeweiligen Umset-
zungsstandes

 7.4  Dokumentation zur eigenen Tätigkeit und zur 
Inanspruchnahme der Einsatzzeiten

8  Mitwirken in betrieblichen Besprechungen

 8.1 Direkte persönliche Beratung von Arbeitgebern

 8.2  Teilnahme an Dienstgesprächen des Arbeitgebers 
mit seinen Führungskräften

 8.3  Teilnahme an Besprechungen der betrieblichen 
Beauftragten entsprechend §§ 9, 10 und 11 
Arbeitssicherheitsgesetz

 8.4  Teilnahme an sonstigen Besprechungen, ein-
schließlich Betriebsversammlung

 8.5  Nutzung eines ständigen Kontaktes mit Füh-
rungskräften

 8.6 Sitzung des Arbeitsschutzausschusses

9  Selbstorganisation

 9.1  Ständige Fortbildung organisieren (Aktualisie-
rung und Erweiterung)

 9.2  Wissensmanagement entwickeln und nutzen

 9.3  Erfassen und Aufarbeiten von Hinweisen der 
Beschäftigten

 9.4  Erfahrungsaustausch insbesondere mit den 
Unfallversicherungsträgern und den zuständigen 
Behörden nutzen

3.  Betriebsspezifischer Teil der Betreuung

Der Bedarf an betriebsspezifi scher Betreuung wird vom 
Unternehmer in einem Verfahren ermittelt, das die nach-
folgend aufgeführten Aufgabenfelder sowie Auslöse- und 
Aufwandskriterien berücksichtigt. Das Verfahren erfor-
dert, dass der Unternehmer alle Aufgabenfelder hinsicht-
lich ihrer Relevanz für die betriebsärztliche und sicher-
heitstechnische Betreuung regelmäßig, insbesondere 
nach wesentlichen Änderungen, prüft. Die Aufgabenfel-
der sind:

1  Regelmäßig vorliegende betriebsspezifi sche Unfall- 
und Gesundheitsgefahren, Erfordernisse zur men-
schengerechten Arbeitsgestaltung

 1.1 Besondere Tätigkeiten

 1.2  Arbeitsplätze und Arbeitsstätten, die besondere 
Risiken aufweisen

 1.3  Arbeitsaufgaben und Arbeitsorganisation mit 
besonderen Risiken

  1.4   Erfordernis arbeitsmedizinischer Vorsorge

  1.5  Erfordernis besonderer betriebsspezifi scher Anfor-
derungen beim Personaleinsatz

  1.6  Sicherheit und Gesundheit unter den Bedingun-
gen des demografi schen Wandels

  1.7  Arbeitsgestaltung zur Vermeidung arbeitsbeding-
ter Gesundheitsgefahren, Erhalt der individuellen 
gesundheitlichen Ressourcen im Zusammenhang 
mit der Arbeit

  1.8  Unterstützung bei der Weiterentwicklung eines 
Gesundheitsmanagements

2  Betriebliche Veränderungen in den Arbeitsbedingun-
gen und in der Organisation

  2.1  Beschaffung von grundlegend neuartigen Maschi-
nen, Geräten

  2.2  Grundlegende Veränderungen zur Errichtung 
neuer Arbeitsplätze bzw. der Arbeitsplatzausstat-
tung; Planung, Neuerrichtung von Betriebsanla-
gen; Umbau, Neubaumaßnahmen

  2.3  Einführung völlig neuer Stoffe, Materialien

  2.4  Grundlegende Veränderung betrieblicher Abläufe 
und Prozesse; grundlegende Veränderung der 
Arbeitszeitgestaltung; grundlegende Änderung, 
Einführung neuer Arbeitsverfahren

  2.5  Spezifi sche Erfordernisse zur Schaffung einer 
geeigneten Organisation zur Durchführung der 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes sowie der Integ-
ration in die Führungstätigkeit und zum Aufbau 
eines Systems der Gefährdungsbeurteilung

3  Externe Entwicklung mit spezifi schem Einfl uss auf 
die betriebliche Situation

  3.1  Neue Vorschriften, die für den Betrieb umfangrei-
che Änderungen nach sich ziehen

  3.2  Weiterentwicklung des für den Betrieb relevanten 
Stands der Technik und Arbeitsmedizin

4  Betriebliche Aktionen, Programme und Maßnahmen

Schwerpunktprogramme, Kampagnen sowie Unterstüt-
zung von Aktionen zur Gesundheitsförderung
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Ein Verfahren zur Ermittlung der Betreuungsleistungen 
einschließlich der Anwendung der Auslöse- und Auf-
wandskriterien ist in Anhang 4 näher erläutert.

Die Ermittlung von Dauer und Umfang der betriebsspe-
zifi schen Betreuung beinhaltet die Prüfung durch den 
Unternehmer, welche Aufgaben im Betrieb erforderlich 
sind und die Festlegung des entsprechenden Personalauf-
wandes für die Aufgabenerledigung. Er hat auf der 
Grundlage des ermittelten Personalaufwandes die 
Betreuungsleistung mit Betriebsarzt und Fachkraft für 
Arbeitssicherheit festzulegen und schriftlich zu verein-
baren.

4.  Zuordnung der Betriebsarten zu den Betreuungsgrup-
pen

Die nachfolgende Tabelle weist die Zuordnung der 
Betriebe anhand des WZ-Schlüssels der jeweiligen 
Betriebsart zu den Betreuungsgruppen der Grundbetreu-
ung nach Abschnitt 2 aus.

Auszug für die Unfallkasse Nordrhein-Westfalen aus der 
Klassifi kation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 
2008). Eine vollständige Liste mit den Angaben aller 
Unfallversicherungsträger wird bei der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung (DGUV) geführt.

Lfd. 
Nr.

WZ 
2008 
Kode

WZ 2008 – Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig 

nicht genannt)

Gruppe 
I 

2,5h

Gruppe 
II 

1,5h

Gruppe 
III 

0,5h

1 A ABSCHNITT A – 
LAND- UND FORST-
WIRTSCHAFT, 
FISCHEREI

64 01.5 Gemischte Landwirt-
schaft

X

80 02.1 Forstwirtschaft X

83 02.2 Holzeinschlag X

784 E ABSCHNITT E – WAS-
SERVERSORGUNG; 
ABWASSER- UND 
ABFALLENTSOR-
GUNG UND BESEITI-
GUNG VON UMWELT-
VERSCHMUTZUNGEN

791 37 Abwasserentsorgung X

797 38.1 Sammlung von Abfällen X

802 38.21 Abfallbehandlung und 
-beseitigung

X

881 G ABSCHNITT G – HAN-
DEL; INSTANDHAL-
TUNG UND REPARA-
TUR VON 
KRAFTFAHRZEUGEN

956 46.3 Großhandel mit Nah-
rungs- und Genussmit-
teln, Getränken und 
Tabakwaren

X

1093 47.5 Einzelhandel mit sonsti-
gen Haushaltsgeräten, 
Textilien, Heimwerker 
und Einrichtungsbedarf 
(in Verkaufsräumen)

X

1161 H ABSCHNITT H – VER-
KEHR UND LAGEREI

1186 50 Schifffahrt

1187 50.1 Personenbeförderung in 
der See- und Küsten-
schifffahrt

X

1193 50.3 Personenbeförderung in 
der Binnenschifffahrt

X

1196 50.4 Güterbeförderung in der 
Binnenschifffahrt

X

1212 52.2 Erbringung von sonsti-
gen Dienstleistungen für 
den Verkehr

X

1215 52.21.2 Betrieb von Verkehrswe-
gen für Straßenfahr-
zeuge

X

Lfd. 
Nr.

WZ 
2008 
Kode

WZ 2008 – Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig 

nicht genannt)

Gruppe 
I 

2,5h

Gruppe 
II 

1,5h

Gruppe 
III 

0,5h

1221 52.22.1 Betrieb von Wasserstra-
ßen

X

1222 52.22.2 Betrieb von Häfen X

1225 52.23 Erbringung von sonsti-
gen Dienstleistungen für 
die Luftfahrt

X

1241 I ABSCHNITT I – GAST-
GEWERBE

1249 55.2 Ferienunterkünfte und 
ähnliche Beherber-
gungsstätten

X

1255 55.3 Campingplätze X

1270 56.2 Caterer und Erbringung 
sonstiger Verpfl egungs-
dienstleistungen

X

1282 J ABSCHNITT J – 
INFORMATION UND 
KOMMUNIKATION

1336 62 Erbringung von Dienst-
leistungen der Informa-
tionstechnologie

X

1358 K ABSCHNITT K – 
ERBRINGUNG VON 
FINANZ-
UND VERSICHE-
RUNGSDIENSTLEIS-
TUNGEN

1359 64 Erbringung von Finanz-
dienstleistungen

1360 64.1 Zentralbanken und Kre-
ditinstitute

X

1376 64.9 Sonstige Finanzierungs-
institutionen

X

1433 M ABSCHNITT M – 
ERBRINGUNG VON 
FREIBERUFLICHEN, 
WISSENSCHAFTLI-
CHEN UND TECHNI-
SCHEN DIENSTLEIS-
TUNGEN

1459 71.1 Architektur- und Inge-
nieurbüros

X

1470 71.2 Technische, physikali-
sche und chemische 
Untersuchung

X

1474 72.1 Forschung und Entwick-
lung im Bereich Natur-, 
Ingenieur-, Agrarwis-
senschaften und Medizin

X

1479 72.2 Forschung und Entwick-
lung im Bereich Rechts-, 
Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften sowie im 
Bereich Sprach-, Kul-
tur- und Kunstwissen-
schaften

X

1505 74.9 Sonstige freiberufl iche, 
wissenschaftliche und 
technische Tätigkeiten 
a.n.g

X

1513 N ABSCHNITT N – 
ERBRINGUNG VON 
SONSTIGEN WIRT-
SCHAFTLICHEN 
DIENSTLEISTUNGEN

1544 78.1 Vermittlung von 
Arbeitskräften

X

1547 78.2 Befristete Überlassung 
von Arbeitskräften 
(gewerblich)

X

1550 78.3 Befristete Überlassung 
von Arbeitskräften 
(kaufm.-verw.)

X
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Lfd. 
Nr.

WZ 
2008 
Kode

WZ 2008 – Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig 

nicht genannt)

Gruppe 
I 

2,5h

Gruppe 
II 

1,5h

Gruppe 
III 

0,5h

1553 79 Reisebüros, Reiseveran-
stalter und Erbringung 
sonstiger Reservierungs-
dienstleistungen

1554 79.1 Reisebüros und Reiseve-
ranstalter

X

1559 79.9 Erbringung sonstiger 
Reservierungsdienstleis-
tungen

X

1572 81 Gebäudebetreuung; 
Garten- und Land-
schaftsbau

1573 81.1 Hausmeisterdienste X

1585 81.29.9 Sonstige 
Reinigung a.n.g.

X

1599 82.3 Messe-, Ausstellungs- 
und Kongressveranstal-
ter

X

1608 82.99 Erbringung sonstiger 
wirtschaftlicher Dienst-
leistungen für Unter-
nehmen und Privatper-
sonen a.n.g.

X

1611 O ABSCHNITT O – 
ÖFFENTLICHE VER-
WALTUNG, VERTEIDI-
GUNG; 
SOZIALVERSICHE-
RUNG

1613 84.1 Öffentliche Verwaltung X

1620 84.2 Auswärtige Angelegen-
heiten, Verteidigung, 
Rechtspfl ege, öffentliche 
Sicherheit und Ordnung

X

1634 P ABSCHNITT P – 
ERZIEHUNG UND 
UNTERRICHT

1636 85.1 Kindergärten und Vor-
schulen

X

1640 85.2 Grundschulen X

1643 85.3 Weiterführende Schulen X

1649 85.4 Tertiärer und post-
sekundärer, nicht tertiä-
rer Unterricht

X

1657 85.5 Sonstiger Unterricht X

1671 Q ABSCHNITT Q – 
GESUNDHEITS- UND 
SOZIALWESEN

1673 86.1 Krankenhäuser

1675 86.10.1 Krankenhäuser (ohne 
Hochschulkliniken, Vor-
sorge- und Rehabilitati-
onskliniken)

X

1676 86.10.2 Hochschulkliniken X

1677 86.10.3 Vorsorge- und Rehabili-
tationskliniken

X

1685 86.9 Gesundheitswesen a.n.g. X

1692 87.1 Pfl egeheime X

1698 87.3 Altenheime; Alten- und 
Behindertenwohnheime

X

1701 87.9 Sonstige Heime (ohne 
Erholungs- und Ferien-
heime)

X

1705 88.1 Soziale Betreuung älte-
rer Menschen und 
Behinderter

1707 88.10.1 Ambulante soziale 
Dienste

X

Lfd. 
Nr.

WZ 
2008 
Kode

WZ 2008 – Bezeichnung 
(a.n.g. = anderweitig 

nicht genannt)

Gruppe 
I 

2,5h

Gruppe 
II 

1,5h

Gruppe 
III 

0,5h

1708 88.10.2 Sonstige soziale Betreu-
ung älterer Menschen 
und Behinderter

X

1709 88.9 Sonstiges Sozialwesen 
(ohne Heime)

X

1714 R ABSCHNITT R – 
KUNST, UNTERHAL-
TUNG UND ERHO-
LUNG

1716 90.0 Kreative, künstlerische 
und unterhaltende 
Tätigkeiten

1717 90.01 Darstellende Kunst X

1722 90.02 Erbringung von Dienst-
leistungen für die dar-
stellende Kunst

X

1730 90.04 Betrieb von Kultur- und 
Unterhaltungseinrich-
tungen

X

1736 91.01 Bibliotheken und 
Archive

X

1738 91.02 Museen X

1740 91.03 Betrieb von historischen 
Stätten und Gebäuden 
und ähnlichen Attrakti-
onen

X

1742 91.04 Botanische und zoologi-
sche Gärten sowie 
Naturparks

X

1744 92 Spiel-, Wett- und Lotte-
riewesen

X

1751 93.1 Erbringung von Dienst-
leistungen des Sports

X

1761 93.21 Vergnügungs- und The-
menparks

X

1765 S ABSCHNITT S – 
ERBRINGUNG VON 
SONSTIGEN DIENST-
LEISTUNGEN

1767 94.1 Wirtschafts- und Arbeit-
geberverbände, Berufs-
organisationen

X

1775 94.9 Kirchliche Vereinigun-
gen; politische Parteien 
sowie sonstige Interes-
senvertretungen und 
Vereinigungen a.n.g.

X

1815 96.04 Saunas, Solarien, Bäder 
u.Ä.

X

Anlage 3
(zu § 2 Abs. 4)

Alternative bedarfsorientierte betriebsärztliche und 
sicherheitstechnische Betreuung in Betrieben 

mit bis zu 50 Beschäftigten

1. Allgemeines

Bei der Anwendung der alternativen bedarfsorientierten 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung 
wird der Unternehmer zu Fragen der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes im Betrieb informiert und für die 
Durchführung der erforderlichen Maßnahmen motiviert. 
Die alternative bedarfsorientierte betriebsärztliche und 
sicherheitstechnische Betreuung besteht aus Motiva-
tions- und Informationsmaßnahmen, Fortbildungsmaß-
nahmen und der Inanspruchnahme der bedarfsorientier-
ten Betreuung.

Die Beschäftigten werden über die Art der praktizierten 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung 
informiert und wissen, welcher Betriebsarzt und welche 
Fachkraft für Arbeitssicherheit anzusprechen ist.

2.  Motivations-, Informations- und Fortbildungsmaß-
nahmen
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Im Rahmen einer grundlegenden Motivations- und Infor-
mationsmaßnahme werden die Teilnehmer für Fragen der 
Arbeitssicherheit und des Gesundheitsschutzes sensibili-
siert. Sie werden von Nutzen und Notwendigkeit der 
betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Betreuung 
überzeugt und dazu befähigt, zu erkennen, wann eine 
externe betriebsärztliche und/oder sicherheitstechnische 
Betreuung erforderlich ist.

Voraussetzung für die Teilnahme an der grundlegenden 
Motivations- und Informationsmaßnahme ist die Absol-
vierung einer allgemeinen Informationsveranstaltung zur 
Organisationsverpfl ichtung im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz und zum Unternehmermodell mit 6 Lernein-
heiten (eine Lerneinheit entspricht 45 Minuten). In dieser 
Einführungsveranstaltung werden insbesondere die The-
men Organisationsverpfl ichtung, Haftung und die 
wesentlichen Aufgaben aus den Vorschriften des Staates 
und der Unfallversicherungsträger (insbesondere 
Arbeitsschutzgesetz, Arbeitssicherheitsgesetz, UVV 
„Grundsätze der Prävention“, UVV „Betriebsärzte und 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit“) vorgestellt.

Der grundlegende Motivations- und Informationsbedarf 
beträgt 16 Lerneinheiten, die als Präsenzseminar des 
Unfallversicherungsträgers oder vom Unfallversicherungs-
träger anerkanntes Präsenzseminar oder von dem Unfall-
versicherungsträger vorgegebene Selbstlernmaßnahme zu 
absolvieren sind. Sie schließen mit einer erfolgreich zu 
absolvierenden Prüfung ab. Über die erfolgreiche Teil-
nahme wird eine Bescheinigung ausgestellt.

Die Verpfl ichtung zur Bestellung von Fachkräften für 
Arbeitssicherheit oder Betriebsärzten entfällt erst nach 
Absolvierung dieser beiden Abschnitte. Die Motivations- 
und Informationsmaßnahmen sind innerhalb von 2 Jah-
ren zu absolvieren.

Schwerpunktthemen der Grundqualifi zierung sind ins-
besondere:

–  Arbeits- und Gesundheitsschutz als Führungsaufgabe 
und Unternehmensziel

–  Grundlagen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes

–  Ökonomische Aspekte des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes

–  Betriebsartenspezifi sche Gefährdungspotenziale und 
Probleme des Arbeits- und Gesundheitsschutzes

–  Verfahren zur Feststellung des betrieblichen Bera-
tungsbedarfs

–  Durchführung und Dokumentation von Gefährdungs-
beurteilungen

–  Anlässe für sicherheitstechnische oder betriebsärztli-
che Betreuung.

Der Unfallversicherungsträger kann zusätzlich zur 
Grundqualifi zierung eine betriebsarten- oder tätigkeits-
spezifi sche Qualifi zierung verlangen.

Zur Aktualisierung und zur Aufrechterhaltung des Wis-
sensstandes bietet der Unfallversicherungsträger Maß-
nahmen in Form von selbst durchgeführten oder aner-
kannten Seminaren und Selbstlernmaßnahmen an. 
Hiermit wird der Kenntnisstand der Teilnehmer aktuali-
siert und die Motivation aufrechterhalten. Die Wahrneh-
mung der Fortbildung ist dem Unfallversicherungsträger 
auf Verlangen nachzuweisen.

Der Fortbildungsbedarf beträgt mindestens 8 Lernein-
heiten, die in Gruppe I nach höchstens 1 Jahr, in Gruppe 
II nach höchstens 3 Jahren und in Gruppe III nach 
höchstens 5 Jahren in Form von Maßnahmen, die vom 
Unfallversicherungsträger zu diesem Zweck durchge-
führt oder anerkannt werden, zu absolvieren sind.

Die Zuordnung der Betriebe zu den Betreuungsgruppen I 
bis III erfolgt entsprechend der Tabelle in Anlage 2, 
Abschnitt 4.

Zusätzlich zur Fortbildung im Bereich der Grundqualifi -
zierung kann der Unfallversicherungsträger Fortbil-
dungsmaßnahmen für die betriebsarten- oder tätigkeits-
spezifi sche Qualifi zierung verlangen, wenn eine 
wesentliche Änderung der Arbeitsschutzvorschriften, der 
Gefährdungslage oder der Präventionsmöglichkeiten 
vorliegt.

Anerkennung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen

Hat ein Teilnahmeberechtigter bereits Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahmen im Rahmen der alternativen Betreu-
ungsform bei einem anderen Unfallversicherungsträger 
erfolgreich absolviert, so entscheidet der Unfallversiche-
rungsträger im Einzelfall, ob und gegebenenfalls an wel-
chen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen er teilzunehmen 
hat.

3. Bedarfsorientierte Betreuung

Nach dem Abschluss der Motivations- und Informations-
maßnahmen kann der Unternehmer über die Notwendig-
keit und das Ausmaß einer externen Betreuung selbst 
entscheiden. Eine sachgerechte bedarfsorientierte 
betriebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung 
im Betrieb erfolgt auf der Grundlage der Gefährdungs-
beurteilung, die erforderlichenfalls unter Einschaltung 
von Betriebsarzt und Fachkraft für Arbeitssicherheit mit 
branchenspezifi schen Kenntnissen durchgeführt wird.

Darüber hinaus ist der Unternehmer verpfl ichtet, sich bei 
besonderen Anlässen qualifi ziert in Fragen der Sicherheit 
und des Gesundheitsschutzes durch einen Betriebsarzt 
oder eine Fachkraft für Arbeitssicherheit mit branchen-
bezogener Fachkunde betreuen zu lassen. Besondere 
Anlässe für eine Betreuung durch den Betriebsarzt und 
die Fachkraft für Arbeitssicherheit

können unter anderem sein die

–  Planung, Errichtung und Änderung von Betriebsanla-
gen,

–  Einführung neuer Arbeitsmittel, die ein erhöhtes 
Gefährdungspotenzial zur Folge haben,

–  grundlegende Änderung von Arbeitsverfahren,

–  Einführung neuer Arbeitsverfahren,

–  Gestaltung neuer Arbeitsplätze und -abläufe,

–  Einführung neuer Arbeitsstoffe bzw. Gefahrstoffe, die 
ein erhöhtes Gefährdungspotenzial zur Folge haben,

–  Untersuchung von Unfällen und Berufskrankheiten,

–  Beratung der Beschäftigten über besondere Unfall- 
und Gesundheitsgefahren bei der Arbeit,

–  Erstellung von Notfall- und Alarmplänen.

Ein weiterer Anlass für das Tätigwerden einer Fachkraft 
für Arbeitssicherheit kann unter anderem sein die

–  Durchführung sicherheitstechnischer Überprüfungen 
und Beurteilungen von Anlagen, Arbeitssystemen und 
Arbeitsverfahren.

Weitere Anlässe für das Tätigwerden eines Betriebsarztes 
können unter anderem sein

–  eine grundlegende Umgestaltung von Arbeitszeit-, 
Pausen- und Schichtsystemen,

–  die Erforderlichkeit der Durchführung arbeitsmedizi-
nischer Vorsorgeuntersuchungen, Beurteilungen und 
Beratungen,

–  Suchterkrankungen, die ein gefährdungsfreies Arbei-
ten beeinträchtigen,

–  Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der Eingliede-
rung und Wiedereingliederung behinderter Menschen 
und der (Wieder-) Eingliederung von Rehabilitanden,

–  die Häufung gesundheitlicher Probleme,

–  das Auftreten posttraumatischer Belastungszustände.

Anlassbezogene Beratungen zu spezifi schen Fachthemen 
können im Einzelfall auch durch Personen mit spezieller 
anlassbezogener Fachkunde erbracht werden, die nicht 
über eine Qualifi kation als Betriebsarzt bzw. Fachkraft für 
Arbeitssicherheit verfügen. Dies kann beispielsweise für 
Beratungen im Zusammenhang mit Lärmminderungs-, 
Brandschutz- und Lüftungsmaßnahmen zutreffen.

4. Schriftliche Nachweise

Im Betrieb sind die nachfolgend aufgeführten schriftli-
chen Nachweise zur Einsichtnahme durch die zuständi-
gen Aufsichtsorgane vorzuhalten
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–  Teilnahmenachweis an den Maßnahmen zur Motiva-
tion, Information sowie der Fortbildung,

–  aktuelle Unterlagen über die im Betrieb durchge-
führte Gefährdungsbeurteilung,

–  die Berichte nach § 5 dieser Unfallverhütungsvor-
schrift.

Erfüllt der Unternehmer seine Verpfl ichtungen im Rah-
men der alternativen bedarfsorientierten Betreuungs-
form nicht, unterliegt er mit seinem Betrieb der Regelbe-
treuung nach § 2 Abs. 2 oder 3 dieser 
Unfallverhütungsvorschrift.

Anlage 4
(zu § 2 Abs. 4)

entfällt.

Genehmigung

Die vorstehende Unfallverhütungsvorschrift
„Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ 
(DGUV-Vorschrift 2) wird genehmigt.

Düsseldorf, den 9. Dezember 2010

Az.: III 1 – 8006.15.4.1

Der Minister
für Arbeit, Integration und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

S e i d e l

(Siegel)

– GV. NRW. 2010 S. 676

822
4. Nachtrag zur Satzung

der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen
Vom 24. November 2010

Die Satzung der Unfallkasse Nordrhein-Westfalen vom 
28. November 2007 (GV. NRW. S. 621, ber. 2008 S. 54) in 
der Fassung des 3. Nachtrags vom 3. Dezember 2009 (GV. 
NRW. S. 847), wird wie folgt geändert:

Artikel 1
1.  § 4 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 10 letzter Halbsatz wird das Klam-
merzitat „(§§ 2 Abs. 3 Satz 3, 130 Abs. 4 SGB VII)“ 
ersetzt durch „(§§ 2 Abs. 3 Satz 5, 130 Abs. 4 SGB 
VII)“.

 b)  Nummer 16 wird wie folgt neu gefasst:

   „16. Personen, die Leistungen der Träger der Sozi-
alhilfe zur Unterstützung und Aktivierung nach 
§ 11 Abs. 3 des Zwölften Buches (SGB XII) erhal-
ten (§§ 2 Abs. 2 Satz 1, 129 Abs. 1 Nr. 5 SGB VII),“.

 c)  In Nummer 18 wird das Klammerzitat „(§§ 2 
Abs. 3 Nr. 1, 128 Abs. 1 Nr. 10 SGB VII)“ ersetzt 
durch „(§§ 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1, 128 Abs. 1 Nr. 10 
SGB VII)“.

2.  In § 14 Absatz 2 Nummer 14 wird das Klammerzitat 
„(§ 23 Abs. 2)“ ersetzt durch „(§ 22 Abs. 3)“.

3.  § 20 wird wie folgt geändert:

 a)  In Absatz 3 wird das Klammerzitat „(§ 47 Abs. 1 
Satz 4 SGB VII)“ ersetzt durch „(§ 47 Abs. 1 Satz 3 
SGB VII)“.

 b)  In Absatz 4 wird das Klammerzitat „(§ 47 Abs. 1 
Satz 4 SGB VII)“ ersatzlos gestrichen.

4.  § 29 Satz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Im ersten Halbsatz wird „§§ 81 SGB IV, 171 SGB 
VII“ durch „§§ 81 SGB IV, 172 SGB VII“ ersetzt.

 b)  Im zweiten Halbsatz wird „das Dreifache des 
Monatsbedarfs“ durch „das 2,2 fache des Monats-
bedarfs“ ersetzt.

5.  In § 30 Absatz 1 Satz 1 wird „§§ 82 SGB IV, 172 SGB 
VII“ ersetzt durch „§§ 82 SGB IV, 172 a SGB VII“.

6.  § 35 wird wie folgt neu gefasst:

 „§ 35
 Beratung und Überwachung, Aufsichtspersonen

  (1) 1Die Unfallkasse überwacht die Durchführung der 
Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten, arbeitsbedingten Gesundheitsge-
fahren und für eine wirksame Erste Hilfe in den 
Unternehmen und berät die Unternehmer und Versi-
cherten (§ 17 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). 2Sie beschäftigt 
Aufsichtspersonen in der für eine wirksame Überwa-
chung und Beratung erforderlichen Zahl (§ 18 Abs. 1 
SGB VII).

  (2) 1Zur Überwachung der Maßnahmen zur Verhütung 
von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten, arbeitsbe-
dingten Gesundheitsgefahren und für eine wirksame 
Erste Hilfe sind die Aufsichtspersonen insbesondere 
befugt,

 1.  zu den Betriebs- und Geschäftszeiten Grundstücke 
und Betriebsstätten zu betreten, zu besichtigen 
und zu prüfen (§ 19 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII),

 2.  von dem Unternehmer die zur Durchführung ihrer 
Überwachungsaufgabe erforderlichen Auskünfte 
zu verlangen (§ 19 Abs. 2 Nr. 2 SGB VII),

 3.  geschäftliche und betriebliche Unterlagen des 
Unternehmers einzusehen, soweit es die Durchfüh-
rung ihrer Überwachungsaufgabe erfordert (§ 19 
Abs. 2 Nr. 3 SGB VII),

 4.   Arbeitsmittel und persönliche Schutzausrüstungen 
sowie ihre bestimmungsgemäße Verwendung zu 
prüfen (§ 19 Abs. 2 Nr. 4 SGB VII),

 5.  Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe zu untersu-
chen und insbesondere das Vorhandensein und die 
Konzentration gefährlicher Stoffe und Zuberei-
tungen zu ermitteln oder, soweit die Aufsichtsper-
sonen und der Unternehmer die erforderlichen 
Feststellungen nicht treffen können, auf Kosten 
des Unternehmers ermitteln zu lassen (§ 19 Abs. 2 
Nr. 5 SGB VII),

 6.  gegen Empfangsbescheinigung Proben nach ihrer 
Wahl zu fordern oder zu entnehmen; soweit der 
Unternehmer nicht ausdrücklich darauf verzich-
tet, ist ein Teil der Proben amtlich verschlossen 
oder versiegelt zurückzulassen (§ 19 Abs. 2 Nr. 6 
SGB VII),

 7.  zu untersuchen, ob und auf welche betriebliche 
Ursachen ein Unfall, eine Erkrankung oder ein 
Schadensfall zurückzuführen ist (§ 19 Abs. 2 Nr. 7 
SGB VII),

 8.  die Begleitung durch den Unternehmer oder eine 
von ihm beauftragte Person zu verlangen (§ 19 
Abs. 2 Nr. 8 SGB VII).

  2Zur Verhütung dringender Gefahren können die 
Maßnahmen nach Satz 1 auch in Wohnräumen und zu 
jeder Tages- und Nachtzeit getroffen werden. 3Der 
Unternehmer hat die Maßnahmen nach Satz 1 Nr. 1 
und 3 bis 7 zu dulden. 4Dem Betriebsrat (Personalrat) 
ist Gelegenheit zu geben, an der Besichtigung des 
Unternehmens und an der Beratung teilzunehmen.

  (3) 1Die Aufsichtspersonen können im Einzelfall 
anordnen, welche Maßnahmen Unternehmer oder Ver-
sicherte zu treffen haben zur Erfüllung ihrer Pfl ichten 
aufgrund der Unfallverhütungsvorschriften nach § 34 
oder zur Abwendung besonderer Unfall- und Gesund-
heitsgefahren (§ 19 Abs. 1 Satz 1 SGB VII). 2Die Auf-
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sichtspersonen sind berechtigt, bei Gefahr im Verzug 
sofort vollziehbare Anordnungen zur Abwendung von 
arbeitsbedingten Gefahren für Leben und Gesundheit 
zu treffen (§ 19 Abs. 1 Satz 2 SGB VII).

  (4) Die Aufsichtspersonen sind bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben von den Unternehmern zu unterstüt-
zen (§ 19 Abs. 3 Satz 1 SGB VII).

  (5) Erwachsen der Unfallkasse durch Pfl ichtversäum-
nis eines Unternehmers bare Auslagen für die Über-
wachung seines Unternehmens, so kann der Vorstand 
dem Unternehmer diese Kosten auferlegen (§ 17 
Abs. 3 SGB VII).

  (6) Bei der Beratung und Überwachung der Unter-
nehmen wirkt die Unfallkasse mit den für den 
Arbeitsschutz zuständigen Behörden nach § 20 Absatz 
1 SGB VII zusammen.

  (7) Für die Beteiligung der Personal- oder Betriebs-
vertretung gelten die zu § 20 Abs. 3 Nr. 1 SGB VII 
erlassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften.“

7.  In § 3 Absatz 3 des Anhangs zu § 27 der Beitragsord-
nung wird das Klammerzitat in der Umlagegruppe 
LA1 im dritten Aufzählungspunkt „(§ 2 Absatz 3 Nr. 1 
SGB VII)“ ersetzt durch „(§ 2 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 
SGB VII)“.

8. Der Anhang zu § 45 wird ersatzlos gestrichen.

Artikel 2
Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe b tritt am 1. Januar 2011 
in Kraft, Artikel 1 Nummern 1 bis 3, 4 Buchstabe a, 5 bis 
8 am Tag nach der Veröffentlichung.

Dortmund, den 24. November 2010

Der Vorsitzende der Vertreterversammlung

L a u f

Der Vorsitzende des Vorstandes

S t u h l m a n n

Genehmigung

Der von der Vertreterversammlung der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen am 24. November 2010 beschlos-
sene Vierte Satzungsnachtrag wird gemäß § 34 Absatz 1 
SGB IV i. V. m. § 114 Absatz 2 SGB VII genehmigt.

Essen, den 3. Dezember 2010
V A 4 – 3541.8.112

Ministerium
für Arbeit, Integration und Soziales

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

F r i e d r i c h

(Siegel)

– GV. NRW. 2010 S. 683


